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THEMEN IN DIESER AUSGABE

Temporär abgesenkter 
Umsatzsteuersatz auf Gas 
und Fernwärme
Als eine Maßnahme zur Entlastung der Ver-
braucher bei den hohen Energiepreisen wurde 
der Umsatzsteuersatz auf Gasbezug über das 
Erdgasnetz und für Fernwärmelieferungen tem-
porär von bisher 19 % (Regelsteuersatz) auf 7 % 
abgesenkt. Dies gilt zeitlich befristet für den Zeit-
raum vom 1.10.2022 bis zum 31.3.2024. Davon 
profitieren Verbraucher – jedenfalls soweit diese 
Steuersatzsenkung von den Energieversorgern 
an die Verbraucher weitergegeben wird. Zum 
Vorsteuerabzug berechtigte Unternehmen (so 
der Regelfall) profitieren hiervon nicht, da diese 
die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer im Er-
gebnis nicht tragen.

Von der Steuersatzermäßigung erfasst sind

  Gaslieferungen über das Erdgasnetz und

  Wärmelieferungen über ein Wärmenetz.

Nicht entscheidend ist dabei, um welche Art 
von Gas es sich handelt (z. B. Biogas oder Erd-
gas). Auch das Legen eines Gashausanschlusses 
unterliegt nun dem ermäßigten Umsatzsteuer-
satz.

Hinsichtlich der erstmaligen Anwendung des er-
mäßigten Umsatzsteuersatzes ist zu beachten, 
dass maßgebend das Ende des jeweils ver-
traglich vereinbarten Ablesezeitraums ist. 
Nicht maßgebend sind die Abschlagszahlungen. 
Hierzu folgendes Beispiel:

Beispiel :  A blesezeit raum 1.11. 2021 bis 
31.10.2022 und dann 1.11.2022 bis 31.10.2023.

Es gilt folgender Umsatzsteuersatz:

Ablesezeitraum 
1.11.2021 bis 
31.10.2022

Für die gesamte Liefe-
rung dieses Ablesezeit-
raums 7 %. Abschlags-
rechnungen bis zum 
30.9.2022 mit einem 
Steuersatz von 19 % wer-
den im Rahmen der 
Schlussrechnung zum 
31.10.2022 berichtigt.

Ablesezeitraum 
1.11.2022 bis 
31.10.2023

Für die gesamte Liefe-
rung dieses Ablesezeit-
raums 7 %

 
Anders ist dies dann, wenn das Energiever-
sorgungsunternehmen die Leistungen bis zum 
30.9.2022 einerseits und ab dem 1.10.2022 
andererseits gesondert abrechnet. Dann ist der 
jeweils gültige Umsatzsteuersatz anzuwenden. 
Erfolgt eine solche gesonderte Abrechnung, so 
bedarf dies keiner Zählerablesung durch/beim 
Kunden, sondern insoweit lässt die FinVerw ver-
einfachte Mengenaufteilungen zu.

Hinweis: Im unternehmerischen Bereich wirkt 
sich die Umsatzsteuersatzänderung im Ergeb-
nis regelmäßig nicht aus. Dennoch ist auf eine 
korrekte Verbuchung der Vorsteuer aus den Ein-
gangsrechnungen zu achten. Übergangsweise 

müssen Abschlagsrechnungen nicht zwingend 
auf den nun geänderten Umsatzsteuersatz um-
gestellt werden. So lässt es die FinVerw aus Ver-
einfachungsgründen zu, dass Rechnungen über 
Abschlagszahlungen, die nach dem 30.9.2022 
und vor dem 1.4.2024 fällig werden, nicht be-
richtigt werden, sofern dementsprechend Um-
satzsteuer i. H. v. 19 % abgeführt und erst in der 
Endabrechnung zutreffend abgerechnet wird. In 
diesem Fall kann der vorsteuerabzugsberechtigte 
Kunde aus den Abschlagsrechnungen einen Vor-
steuerabzug auf der Grundlage von 19 % gel-
tend machen und die Korrektur auf den richti-
gen Umsatzsteuersatz erfolgt dann erst auf der 
Grundlage der Endabrechnung.

Auslandstätigkeitserlass 
aktualisiert
Die FinVerw hat den Auslandstätigkeitserlass 
aktualisiert (BMF v. 10.6.2022, Az. IV C 5 – S 
2293/19/10012 :001). Der sog. Auslandstätig-
keitserlass stellt bestimmte Arbeitnehmerein-
künfte bei Auslandstätigkeiten zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung und zur Förderung 
der deutschen Exportwirtschaft von der Ein-
kommensteuer/Lohnsteuer frei. Er gilt für be-
schränkt und unbeschränkt steuerpflichtige 
Arbeitnehmer. Voraussetzung für die Steuer-
freiheit ist, dass der Arbeitslohn

   für ein gegenwärtiges Dienstverhältnis,

   von einem inländischen Arbeitgeber,

   für eine begünstigte Tätigkeit,

   nicht aus einer inländischen öffentlichen 
Kasse – einschließlich der Kassen der Deut-
schen Bundesbank –

   gezahlt wird und mit dem Tätigkeitsstaat kein 
Doppelbesteuerungsabkommen besteht, das 
sich auf Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit bezieht.

Nun wurde eine Mindestbesteuerung auf-
genommen. Der Auslandstätigkeitserlass gilt 

nur, soweit der Stpfl. nachweist, dass die Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit (Arbeits-
lohn abzüglich der damit in unmittelbarem 
wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden 
Werbungskosten) in dem Staat, in dem die 
Tätigkeit ausgeübt wird, einer der deutschen 
Einkommensteuer entsprechenden Steuer in 
einer durchschnittlichen Höhe von mindestens 
10 % unterliegen, und dass die auf die Ein-
künfte festgesetzte Steuer entrichtet wurde.

Mit den meisten Staaten bestehen Doppel-
besteuerungsabkommen, in denen Regelun-
gen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
von Lohneinkünften enthalten sind, so dass 
der Auslandstätigkeitserlass hier nicht gilt. Der 
Auslandstätigkeitserlass hat derzeit aber z. B. 
Bedeutung für Tätigkeiten in Afghanistan, Bra-
silien, Chile, Dominikanische Republik, Hong-
kong, Libyen, Nigeria, Peru und Saudi-Arabien.

Hinweis: Der geänderte Auslandstätigkeits-
erlass ist ab dem Kalenderjahr 2023 anzu-
wenden.

Berücksichtigung einer 
Leasingsonderzahlung 
bei Anwendung der sog. 
Kostendeckelungsrege-
lung zur Privatnutzung 
betrieblicher Kfz
Bei Einnahmenüberschussrechnern wurde 
der Versuch unter nommen, d ie F i r men-
wagenbesteuerung dadurch zu „optimieren“, 
dass ein Leasingfahrzeug eingesetzt wird 
und bei Übernahme des Fahrzeugs eine hohe 
Leasingsonderzahlung geleistet wird. In den 
Folgejahren ergeben sich dann entsprechend 
ger inge Leasingraten und damit ger inge 
Fahrzeugkosten. Der geldwerte Vorteil sollte 
dann mittels der von der FinVerw akzeptier-
ten Kostendeckelung, also der Begrenzung des 
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geldwerten Vorteils auf die tatsächlichen Fahr-
zeugaufwendungen, gering gehalten werden.

Die FinVerw erkannte dieses Modell nicht an 
und wollte vielmehr auch bei einem Einnahmen-
überschussrechner die Leasingsonderzahlung 
für Zwecke der Berechnung der Gesamtkosten 
im Rahmen der Kostendeckelung auf die Lauf-
zeit des Leasingvertrages verteilen. Diese Sicht-
weise bestätigt nun der BFH in drei inhaltlich 
gleich lautenden Entscheidungen vom 17.5.2022 
(Az. VIII R 26/20, VIII R 21/20, VIII R 11/20) 
und kippte damit dieses Gestaltungsmodell. Im 
Rahmen dieser Kostendeckelungsregelung ist 
die geleistete Leasingsonderzahlung für Zwe-
cke der Berechnung des Entnahmewerts als 
vorausbezahltes Nutzungsentgelt zu behandeln 
und daher auf die Laufzeit des Leasingver-
trags zu verteilen.

Handlungsempfehlung: Im Rahmen der 
Kostendeckelung ist also nicht ausschließ-
lich auf die Fahrzeugkosten laut Rechnungs-
legung – hier: Einnahmenüberschussrechnung 
– abzustellen.

Schlussabrechnung zu 
den Überbrückungshilfen 
sowie November- und  
Dezemberhilfen
Die Anträge auf Überbrückungshilfen sowie 
November- und Dezemberhilfen, die über prü-
fende Dritte eingereicht wurden, wurden häu-
fig auf Basis von Umsatzprognosen und prog-
nostizierten Kosten bewilligt. Auf Grundlage 
der tatsächlichen Umsatzzahlen und Fixkosten 
muss eine Schlussabrechnung durch die prü-
fenden Dritten erfolgen. Nach Prüfung durch 
die Bewilligungsstelle wird im Schlussbescheid 
eine endgültige Förderhöhe mitgeteilt. Das kann 
je nach gewählten Programmen zu einer Be-
stätigung der erhaltenen Mittel oder zu einer 
Nach- oder Rückzahlung führen.

Die Fr ist zur Einreichung der Schlussab-
rechnung wurde nun bis zum 30.6.2023 ver-
längert. Im Einzelfall kann eine Verlängerung 
der Schlussabrechnung bis zum 31.12.2023 
beantragt werden.

Handlungsempfehlung: Die Schlussab-
rechnung ist zwingend; ansonsten werden die 
bislang ausgezahlten Hilfen zurückgefordert.

Keine Steuerermäßigung 
für Handwerkerleistun-
gen bei Belastung des 
Gesellschafterverrech-
nungskontos des Steuer-
pflichtigen
Die S teuerer mä ßig ung f ü r Ha ndwerker-
leistungen hat als gesetzliche Voraussetzung, 
dass der Rechnungsbetrag auf einem Konto 
des Leistenden bei einem Kreditinstitut 
gutgeschrieben wird. Insoweit hat der BFH 
mit Urteil vom 9.6.2022 (Az. VI R 23/20) ent-
schieden, dass diese Voraussetzung nicht er-
füllt ist, wenn die Gutschrift des Rechnungs-
betrags im Wege der Aufrechnung durch Be-
lastung des Gesellschafterverrechnungskontos 
des Stpfl. bei der leistungserbringenden GmbH 
erfolgt. Im Urteilsfall war der Stpfl. von Beruf 
Dachdeckermeister und an der XY-GmbH be-

teiligt. Er beauftragte diese im Streitjahr mit 
Abdichtungs- und Reparaturarbeiten an seinem 
Wohnhaus. Die ihm hierfür gestellte Rechnung 
beglich der Stpfl. im Wege der Aufrechnung 
über sein Gesellschafterverrechnungskonto.

Handlungsempfehlung: Die formel le Er-
mäßigungsvoraussetzung, dass die Zahlung 
(der Rechnung) auf das Konto des Erbringers 
der Leistung erfolgt, verlangt die Gutschrift 
des Rechnungsbetrags auf einem Konto des 
Leistenden bei einem Kreditinstitut. Dies ist 
auch in solchen Konstellationen dringend zu be-
achten, d. h. der Gesellschafter muss dann den 
Rechnungsbetrag von seinem privaten Bank-
konto auf das Bankkonto der GmbH überweisen.

Energiepreispauschale  
für Rentnerinnen und 
Rentner
Umgesetz t wurde jetz t auch die Energie-
preispauschale (EPP) i. H. v. 300 € für Rent-
nerinnen und Rentner sowie Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfänger 
des Bundes:

   Diese Pauschale erhält, wer zum Stichtag 
1.12.2022 Anspruch auf eine Alters-, Er-
werbsminderungs- oder Hinterbliebenenrente 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder 
auf Versorgungsbezüge nach dem Beamten-
versorgungsgesetz (Bund) oder dem ersten 
und zweiten Teil des Soldatenversorgungs-
gesetzes hat. Der Anspruch besteht nur bei 
einem Wohnsitz im Inland; auch insoweit 
wird auf den Stichtag 1.12.2022 abgestellt.

   Personen, die mehrere Renten nebeneinander 
beziehen, erhalten nur einmal die EPP.

   Bezieherinnen und Bezieher vergleichbarer 
Leistungen aus anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union erhalten eine EPP, wenn 
sie ihren Wohnsitz in Deutschland haben 
und hier unbeschränkt steuerpflichtig sind. 
In diesen Fällen ist jedoch in der Zeit vom 
9.1.2023 bis 30.6.2023 ein Antrag bei der 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See zu stellen.

   Die EPP soll der Einkommensteuer unter-
l iegen. Bislang ist dies gesetz l ich noch 
nicht geregelt. Bei Rentnerinnen und Rent-
nern könnte diese Steuerpflicht nur im Rah-
men einer Steuerveranlagung greifen. Eine 
Steuerveranlagung für das Jahr 2022 ist im 
Grundsatz nur dann erforderlich, wenn die 
Rente – und ggf. andere Einkünfte, wie bspw. 
Vermietungseinkünfte – das zu versteuernde 
Einkommen des Stpfl. im Jahr 2022 um den 
Grundfreibetrag überschreitet (Jahr 2022: 
10 347 €). Bei Versorgungsbeziehern wird 
dagegen die auf die EPP entfallende Lohn-
steuer einbehalten.

   Der weitaus überwiegende Teil der Renten-
empfängerinnen und -empfänger soll die EPP 
im Rahmen der ersten Auszahlung bis zum 
15.12.2022 erhalten. Personen, die Ende De-
zember erstmals eine Rente beziehen, er-
halten die EPP i. d. R. erst zum zweiten Aus-
zahlungstermin zu Beginn des Jahres 2023.

   Die EPP wird nicht als Einkommen bei Sozial-
leistungen berücksichtigt. Auch bei der Be-
rechnung von Sozialversicherungsbeiträgen 
ist sie nicht zu berücksichtigen.

   Die EPP für Rentnerinnen und Rentner sowie 
für Versorgungsempfängerinnen und -emp-
fänger unterliegt nicht der Pfändung.

   Rentner innen und Rentner der berufs-
ständischen Versorgungswerke sind im 
Rahmen dieses Gesetzes nicht anspruchs-
berecht ig t . Die berufsständischen Ver-
sorgungseinrichtungen beruhen auf Landes-
recht. Insoweit müsste für diesen Personen-
kreis eine solche Leistung auf Landesebene 
beschlossen werden.

   Auch Rentnerinnen und Rentner der gesetz-
lichen Unfallversicherung sind nicht an-
spruchsberechtigt.

H i n w e i s :  G g f .  k a n n  e s  z u  D o p p e l -
begünstigungen kommen, wenn z. B. Rent-
ner einen Minijob haben oder einem sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigungsver-
hältnis nachgehen und in diesem Rahmen be-
reits im September eine EPP erhalten haben. 
Auch Personen, deren Ruhestand bzw. Renten-
bezug im Laufe des Jahres 2022 begann und 
die vorher einer Arbeitnehmertätigkeit nach-
gegangen sind, können die EPP zweimal er-
halten. Diese Fälle werden vom Gesetzgeber 
in Kauf genommen.

Ruhestandsbeamte der Länder sind durch 
diese Regelung nicht erfasst. Insoweit haben 
aber die Länder vergleichbare Unterstützungen 
beschlossen.

Steuer- und beitragsfreie 
„Inflationsausgleichs-
prämie“ von bis zu 3 000 € 
eingeführt
Zur Milderung der Folgen der stark gestiegenen 
Preise hat der Gesetzgeber die Möglichkeit ge-
schaffen, dass Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern 
eine steuer- und beitragsfreie „Inflationsaus-
gleichsprämie“ von bis zu 3 000 € zahlen. Dies 
ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:

   Begünstigungszeitraum: Steuerfrei sind 
Leistungen im Zeitraum vom 26.10.2022 bis 
zum 31.12.2024. Die Steuerfreiheit von max. 
3 000 € je Dienstverhältnis gilt jahresüber-
greifend. Es ist daher unerheblich, ob der 
Arbeitgeber in diesem Zeitraum seine Leis-
tung in einem Betrag oder verteilt in meh-
reren Zahlungen erbringt. Bestehen in dem 
Begünstigungszeitraum mehrere Dienst-
verhältnisse, so kann – nach der aktuellen 
Ansicht – die Prämie mehrfach ( je Dienst-
verhältnis bis zu 3 000 €) in Anspruch ge-
nommen werden. Für den Arbeitgeber lie-
gen insoweit steuerlich abzugsfähige Be-
triebsausgaben vor.

   Zusätzlichkeitserfordernis: Die Nutzung 
des Steuer f reibetrags ist im Grundsatz 
für die Arbeitgeber freiwillig. Eine solche 
„Inflationsausgleichsprämie“ kann ggf. tarif-
vertraglich vereinbart werden. Die Steuerfrei-
heit kommt nur auf Arbeitgeberleistungen zur 
Anwendung, die zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn erbracht werden. Aus-
geschlossen ist die Steuerfreiheit also z. B. 
im Falle einer Gehaltsumwandlung oder bei 
der Abgeltung angesammelter Überstunden. 
Möglich ist es aber z. B., ein freiwilliges Weih-
nachtsgeld als steuerfreie „Inf lationsaus-
gleichsprämie“ auszuzahlen.

   Arbeitgeberleistungen: Für die Inanspruch-
nahme der neuen Steuerfreiheit ist es un-
erheblich, ob die Arbeitgeberleistung in Form 
von Barlohn oder einer Sachzuwendung er-
bracht wird. Möglich ist also auch eine Nut-
zung des Steuerfreibetrags durch Ausgabe 
von Gutscheinen z. B. für das Tanken. Die 
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Steuerfreiheit löst keinen Verbrauch der 
50 €-Freigrenze aus; diese ist neben der 
steuerfrei gewährten Inflationsausgleichs-
prämie anwendbar.

   Freibetrag: Normiert ist ein Freibetrag von 
3 000 €. Dieser ist branchenunabhängig. Da 
es sich um einen Freibetrag handelt, wird bei 
höheren Leistungen nur ein über die 3 000 € 
hinausgehender Betrag steuerlich erfasst.

   A rbeitgeberbezogene In f lat ionsaus-
gleichsprämie: Die Steuerfreiheit gilt für 
alle Arbeitnehmer im steuerlichen Sinne, also 
auch z. B. für Geschäftsführer und Mini-Job-
ber. Nicht dagegen z. B. für freie Mitarbeiter, 
die nicht als Arbeitnehmer eingestuft wer-
den. Bei familiennahen Dienstverhältnissen 
ist allerdings zu prüfen, ob die Inflationsaus-
gleichsprämie der Vereinbarung zwischen 
Fremden entspricht. Dies ist insbesondere 
dann gegeben, wenn die Prämie auch Arbeit-
nehmern gewährt wird, die nicht Familien-
angehörige sind.

   Nachweis der Zwecksetzung: An den Zu-
sammenhang zwischen Leistung und Preis-
steigerung werden keine besonderen An-
forderungen gestellt. Es genügt nach der 
Gesetzesbegründung, wenn der Arbeitgeber 
bei Gewährung der Leistung in beliebiger 
Form (z. B. durch entsprechenden Hinweis 
auf dem Überweisungsträger im Rahmen der 
Lohnabrechnung) deutlich macht, dass diese 
im Zusammenhang mit der Preissteigerung 
steht.

   Aufzeichnungspflicht: Die steuerfreien Leis-
tungen sind im Lohnkonto aufzuzeichnen.

Ha nd lu ngsempfeh lu ng:  D iese nu n ge -
schaffene Möglichkeit der steuer- und abgaben-
freien Gewährung von Zusatzleistungen an 
die Arbeitnehmer kann in der Praxis vielfach 
sinnvoll eingesetzt werden. Individuell sollten 
die Möglichkeiten geprüft werden.

Nicht abziehbare Schuld - 
zinsen bei Überentnah-
men: Anwendung der 
Regelungen auf Einnah-
menüberschussrechner
Schuldz insen für bet r iebl ich veranlasste 
Kredite mindern im Grundsatz als Betriebs-
ausgaben den steuerl ichen Gewinn. Der 
Schuldzinsenabzug ist steuerlich aber ein-
geschränkt, wenn Überentnahmen bestehen. 
Hiermit sollen Gestaltungen verhindert wer-
den, bei denen einerseits die Liquidität aus be-
trieblichen Einnahmen mittels Entnahme zur 
Finanzierung privater Investitionen verwendet 
wird und andererseits Betriebsausgaben über 
einen Kredit finanziert werden und im Ergeb-
nis damit die Fremdfinanzierung der privaten 
Investitionen in den steuerlich relevanten Be-
reich verlagert und die entsprechenden Zinsen 
steuerwirksam würden.

Die gesetzliche Regelung zur Verhinderung sol-
cher Gestaltungen erfordert eine zweistufige 
Prüfung:

   Zunächst ist im ersten Schritt zu klären, 
ob der betreffende Kredit eine betriebliche 
oder private Schuld ist. Insoweit ist die Ver-
wendung des Kredits entscheidend.

   Sodann ist in einem zweiten Schritt zu prüfen, 
ob und in welchem Umfang die betrieblich 
veranlassten Schuldzinsen abziehbar sind. 

die Höhe der Arbeitslöhne so gering ist, 
dass keine Lohnsteuer anfäl lt , oder der 
Arbeitgeber ausschließlich geringfügig Be-
schäftigte (Minijobber) hat, bei denen die 
Lohnsteuer nach §  40a Abs. 2 EStG pau-
schal erhoben wird) oder

   der Arbeitgeber mit jährlichem Anmeldungs-
zeitraum hat auf die Auszahlung an den 
Arbeitnehmer verzichtet oder

   der Arbeitnehmer hat in den Fäl len der 
Pauschalbesteuerung bei Minijobs dem 
Arbeitgeber nicht schriftlich bestätigt, dass 
es sich um das erste Dienstverhältnis han-
delt oder

   der Arbeitnehmer ist kurzfristig beschäftigt 
oder eine Aushilfskraft in der Land- und 
Forstwirtschaft.

   Weiterhin sind Arbeitnehmer betroffen, die 
am 1.9.2022 nicht in einem ersten Dienst-
verhältnis standen, ein solches aber zu einem 
anderen Zeitpunkt in 2022 gegeben ist.

   Auch bisher beschränkt steuerpf lichtigen 
Arbeitnehmern, die in 2022, aber nach dem 
1.9.2022 nach Deutschland umgezogen sind, 
also ein Wechsel von der beschränkten zur 
unbeschränkten Steuerpflicht erfolgte, er-
halten die EPP.

   Ebenso bei einem im Inland wohnenden 
Arbeitnehmer, der im Ausland beschäftigt ist 
(Grenzpendler/Grenzgänger). Der Anspruch 
auf die EPP besteht unabhängig davon, ob 
Deutschland auch das Besteuerungsrecht 
am Arbeitslohn zusteht. Der ausländische 
Arbeitgeber zahlt jedoch keine EPP nach 
deutschem Recht. Die Arbeitnehmer erhalten 
die EPP von ihrem Finanzamt über die Ab-
gabe einer Einkommensteuererklärung für 
das Jahr 2022.

Handlungsempfehlung: In diesen Fällen muss 
also für 2022 zwingend eine Einkommensteuer-
Veranlagung beantragt werden, damit auf die-
sem Weg die EPP ausgezahlt wird. Dies gilt 
auch dann, wenn ansonsten kein Grund bzw. 
keine Pflicht zur Abgabe einer Einkommen-
steuererklärung besteht.

Hinweis: Liegt kein Arbeitsverhältnis vor, 
aber Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit, so 
wird die EPP grds. durch Herabsetzung der Ein-
kommensteuer-Vorauszahlung zum 10.9.2022 
ausgezahlt. Ggf. erfolgt die Festsetzung und 
Auszahlung jedoch erst mit der Einkommen-
steuer-Veranlagung für 2022, so z. B., wenn bis-
her keine Vorauszahlungen festgesetzt waren. 
Ein gesonderter Antrag ist hierfür nicht er-
forderlich.

Ergebnisbelastung durch 
gestiegene Energiepreise: 
Prüfung einer Anpassung 
der Steuervorauszahlun-
gen
Ist z. B. auf Grund der gestiegenen Energie-
preise oder auch anderer Rohstoffpreise oder 
eines Absinkens der Umsatzerlöse auf Grund 
zurückgehender Konsumneigung aktuell mit 
einem Rückgang des Ergebnisses zu rechnen, 
so sollte geprüft werden, ob eine Anpassung 
der Steuervorauszahlungen angezeigt ist. Die 
Herabsetzung von Steuervorauszahlungen ist 
stets zu prüfen, da dies ein einfaches und ef-
fektives Instrument zur Schonung der Liquidi-
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Betriebliche Schuldzinsen sind dann nicht 
abziehbar, wenn Überentnahmen getätigt 
worden sind. Eine Überentnahme ist der Be-
trag, um den die Entnahmen die Summe des 
Gewinns und der Einlagen des Wirtschafts-
jahres übersteigen. Die nicht abziehbaren 
Schuldzinsen werden typisiert mit 6 % der 
Überentnahme des Wirtschaftsjahres zuzüg-
lich der Überentnahmen vorangegangener 
Wirtschaftsjahre und abzüglich der Beträ-
ge, um die in den vorangegangenen Wirt-
schaftsjahren der Gewinn und die Einlagen 
die Entnahmen überstiegen haben (Unter-
entnahmen), ermittelt. Insoweit erfolgt also 
eine periodenübergreifende Betrachtung. So 
können Schuldzinsen in einem Wirtschafts-
jahr auch dann nicht abziehbar sein, wenn in 
diesem Jahr selbst keine Überentnahme zu 
verzeichnen ist, denn die nicht abziehbaren 
Schuldzinsen können auch ausschließlich auf 
den Überentnahmen früherer Jahre beruhen.

   Die nicht abziehbaren Schuldzinsen sind zu-
dem gedeckelt auf die tatsächlichen Schuld-
zinsen abzüglich eines unschädlichen Be-
trags von 2 050 € und abzüglich der Schuld-
zinsen für Darlehen zur Finanzierung von 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten von 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens.

Der BFH hat nun mit Urteil vom 17.5.2022 
(Az. VIII R 38/18) entschieden, dass auch bei 
der Gewinnermitt lung mittels Einnahmen-
überschussrechnung periodenübergreifend 
zu ermitteln ist, ob im betrachteten Gewinn-
ermit t lungszeit raum Überentnahmen vor-
liegen. Überentnahmen sind bei Einnahmen-
überschussrechnern al lerdings anders als 
bei bilanzierenden Stpfl. nicht auf die Höhe 
eines niedrigeren negativen Kapitalkontos 
zu begrenzen, das zum Ende des jeweiligen 
Gewinnermittlungszeitraums nach bilanziel-
len Grundsätzen vereinfacht durch Gegenüber-
stellung der Aktiv- und Passivposten fiktiv er-
mittelt wird.

Energiepreispauschale 
(EPP)
In den meisten Fällen wurde die Energiepreis-
pauschale i. H. v. 300 € (abzgl. der darauf ent-
fallenden Lohnsteuer) mit der Lohnabrechnung 
für September 2022 an die Arbeitnehmer aus-
gezahlt. Arbeitnehmer erhalten die EPP vom 
inländischen Arbeitgeber ausgezahlt, wenn 
sie unbeschränkt steuerpflichtig sind und am 
1.9.2022

   in einem gegenwärtigen ersten Dienstverhält-
nis stehen und

   (a) in eine der Steuerklassen I bis V ein-
gereiht sind oder (b) im Rahmen einer gering-
fügigen Beschäftigung pauschal besteuerten 
Arbeitslohn beziehen („Minijobber“) und dem 
Arbeitgeber schriftlich bestätigen, dass es 
sich um das erste Dienstverhältnis handelt.

Auch in den Fällen des Bezugs von Lohner-
satzleistungen, die zum Bezug der EPP be-
rechtigen (z. B. Krankengeld, Elterngeld, Kurz-
arbeitergeld), hat der Arbeitgeber die EPP an 
den Arbeitnehmer auszuzahlen.

In bestimmten Fällen wird dagegen die EPP 
nicht durch den Arbeitgeber ausgezahlt, son-
dern es muss eine Einkommensteuer-Ver-
anlagung für 2022 erfolgen, mit der dann ohne 
Antrag durch das Finanzamt die EPP festgesetzt 
wird. Dies betrifft folgende Fälle:

   Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, Lohn-
steuer-Anmeldungen abzugeben (z. B., weil 
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tät ist. Aktuell ist eine Anpassung der Steuer-
vorauszahlungen noch in folgendem Rahmen 
möglich:

   Für das Jahr 2021 ist noch eine (nachträg-
l iche) Anpassung der Vorauszahlungen 
bis zum 30.9.2023 möglich. Dies sollte ge-
nutzt werden, wenn sich nach vorläufiger 
Ermit t lung voraussicht l ich eine Steuer-
erstattung ergibt, da die Anpassung der 
Vorauszahlungen sehr viel schneller Liquidi-
tätswirkung entfaltet als die Veranlagung 
durch das Finanzamt.

   Die Anpassung der Vorauszahlungen für das 
Jahr 2022 ist bis zum 31.8.2024 möglich und 
kann bereits jetzt mittels Vorlage einer ak-
tuellen BWA und einer Hochrechnung des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses be-
antragt werden.

   Ebenso sind die Vorauszahlungen für das 
Jahr 2023 in den Blick zu nehmen. Diese 
sind grds. bemessen nach der zuletzt vor-
liegenden Steuerveranlagung, also einem 
mehr oder weniger weit zurückliegenden 
Jahr. Liegt eine nutzbare Planung für 2023 
vor, so kann auf dieser Basis eine Anpassung 
der Vorauszahlzungen geprüft und ggf. be-
antragt werden.

Hinweis: Die FinVerw hat bekannt gegeben, 
dass sowohl Anträge zur Anpassung der 
Vorauszahlungen zur Einkommensteuer als 
auch zur Gewerbesteuer auf Grund der aktu-
ellen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
von den Finanzämtern zügig und großzügig 
bearbeitet werden sollen.

Mit dem Jahressteuerge-
setz 2022 angekündigte 
Gesetzesänderungen für 
Kapitalanleger
Das Jahressteuergesetzes 2022 sieht auch Än-
derungen für Bezieher von Kapitaleinkünften 
vor:

   Sparer-Pauschbetrag: Mit Wirkung ab 2023 
soll der Sparerpauschbetrag von derzeit 
801 € auf 1 000 € bzw. bei der Zusammen-
veranlagung von Ehegatten von 1 602 € auf 
2 000 € angehoben werden.

   Verluste aus Kapitaleinkünften: Verluste 
aus Kapitaleinkünften dürfen nur die Ein-
künfte, die der Stpfl. in den folgenden Ver-
anlagungszeiträumen aus Kapitalvermögen 
erzielt, mindern. Insoweit ist die Verlustver-
rechnung also ausdrücklich auf diese Ein-
kunftsart beschränkt. Bei Ehegatten gilt dies 
nach aktuellem Recht darüber hinaus aus-
drücklich für den einzelnen Ehegatten. Mit 
Wirkung ab dem Jahr 2022 soll nun eine 
ehegattenübergreifende Verlustverrechnung 
eingeführt werden.

Veräußerung einer privat  
genutzten Immobilie – 
Steuerliche Nichterfas-
sung bei Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken
Wird eine im steuerlichen Privatvermögen ge-
haltene Immobilie innerhalb von zehn Jahren 
nach dem Erwerb wieder veräußert, so wird 
der realisierte Veräußerungsgewinn grund-

sätzlich steuerlich erfasst. Insoweit besteht 
eine in der Praxis wichtige Rückausnahme – 
die dann eben zur steuerlichen Nichterfassung 
des Veräußerungsgewinns führt – wenn die 
Immobilie zu eigenen Wohnzwecken genutzt 
wurde. Dies setzt nach der Rechtsprechung 
voraus, dass die Wohnimmobilie mindestens 
im Jahr der Veräußerung und in den beiden 
vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt wird. Konkret bedeutet dies, 
wie nun der BFH mit zwei gleichlautenden Be-
schlüssen vom 3.8.2022 (Az. IX B 16/22 und 
IX B 17/22) bestätigt und konkretisiert:

   Ausreichend ist eine zusammenhängende 
Nutzung von einem Jahr und zwei Tagen – 
wobei sich die Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken auf das gesamte mittlere Kalender-
jahr erstrecken muss, während die eigene 
Wohnnutzung im zweiten Jahr vor der Ver-
äußerung und im Veräußerungsjahr nur je-
weils einen Tag zu umfassen braucht.

   Wird – so lag der Streitfall – die maßgebliche 
Wohnimmobilie im Jahr der Veräußerung 
überhaupt nicht mehr zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt, kommt die Ausnahmevor-
schrift nicht zur Anwendung und es erfolgt 
eine steuerliche Erfassung der Veräußerung.

   Maßgebend sind demnach das Kalender-
jahr der Veräußerung und die beiden voran-
gegangenen Kalenderjahre.

Handlungsempfehlung: In der Praxis ist mit-
hin eine entsprechende zeitliche Planung vor-
zunehmen. Materiell kann dies sehr hohe Be-
deutung erlangen.

Erbschaft-/Schenkung-
steuer: Deutlich steigende 
Immobilienbewertung
In Erbschaft-/Schenkungsteuerfällen ist im 
Grundsatz vorgesehen, dass übertragene Im-
mobilien mit einem Wert angesetzt werden, 
der dem Marktwert nahekommt. Dies ist bis-
lang vielfach aber nicht gewährleistet, da ak-
tuelle Bewertungsparameter, die die örtlichen 
Gutachterausschüsse ermitteln sollen, oftmals 
nicht in der gesetzlich geforderten Form vor-
liegen. Dies betrifft insbesondere den Liegen-
schaftszins, der maßgeblich die Bewertung von 
vermieteten Mehrfamilienhäusern bestimmt.

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 (JStG 2022) 
soll die Nutzung der Marktdaten der örtlichen 
Gutachterausschüsse nun abgesichert wer-
den und damit insbesondere der kritischen 
Rechtsprechung des BFH begegnet werden. 
Die Auswirkungen können im Einzelfall gra-
vierend sein. Insbesondere ist der Gebäude-
wert (stark vereinfacht) wesentlich aus den 
erzielten Mieten und unter Berücksichtigung 
des Liegenschaftszinssatzes zu berechnen. Der 

Liegenschaftszinssatz ist dazu in einen Ver-
vielfältiger umzurechnen. Soweit im Einzel-
fall kein vom örtlichen Gutachterausschuss 
vorliegender Liegenschaftszinssatz vorliegt, 
kommt ein gesetzlich vorgegebener Liegen-
schaftszinssatz zur Anwendung. Die aktuellen 
Liegenschaftszinssätze für Mietwohngrund-
stücke stellen sich wie folgt dar:

Liegen-
schafts-
zins

Vervielfältiger 
bei einer Rest-
nutzungsdauer 
des Gebäudes 
von 
z. B. 40 Jahren

gesetzlich vor-
gesehener 
Ersatzwert

5 % 17,16

gesetzlich vor-
gesehener 
Ersatzwert ab 
1.1.2023 nach 
dem Entwurf 
des JStG 2022

3,5 % 21,36

nach dem ört-
lichen Gut-
achteraus-
schuss (Bei-
spiel)

1,3 % 31,03

Für Ein- und Zweifamilienhäuser gelten regel-
mäßig niedrigere Liegenschaftszinssätze bzw. 
höhere Vervielfältiger. Hinzu kommt noch eine 
weitere wertsteigernde Änderung, welche in 
der vorstehenden Tabelle noch nicht berück-
sichtigt ist: Bei der Umrechnung der Liegen-
schaftssätze in Vervielfältiger wird die Gesamt-
nutzungsdauer für die Gebäudearten „Ein- und 
Zweifamilienhäuser“, „Mietwohngrundstücke“, 
„Wohnungseigentum“ sowie „Gemischt ge-
nutzte Grundstücke (Wohnhäuser mit Misch-
nutzung)“ entsprechend der ImmoWertV von 
70 Jahren auf 80 Jahren erhöht.

Diese im Einzelfall deutlichen Erhöhungen 
der Bewertungen können zum einen Anlass 
sein, vorgesehene Übertragungen von Im-
mobilien insbesondere im Wege der vorweg-
genommenen Erbfolge ggf. zeitlich vorzuziehen. 
Insoweit kann allerdings abzuwägen sein, ob 
erwartet wird, dass auf Grund der wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen die Immobilien-
werte in den kommenden Jahren möglicher-
weise deutlich sinken.

Des Weiteren ist zu beachten, dass die gesetz-
liche Bewertung sehr pauschal vorgeht, also 
individuelle Faktoren der Wertermittlung nicht 
berücksichtigt. Sollte der gesetzlich ermittelte 
Wert deutlich den Marktwert überschreiten, 
so kann der Stpfl. den geringeren Marktwert 
mittels qualifizierten Bewertungsgutachtens 
nachweisen. Allerdings muss dieses Gutachten 
fachlich hohen Ansprüchen genügen und ist 
damit kostenintensiv.

Nr. 6 | 2022


